
 

 

 

 

KNAUS TABBERT AG 
JANDELSBRUNN 

WKN: A2YN50 
ISIN: DE000A2YN504 

EINLADUNG ZUR ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: KTA072025oHV 

 

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre, 

wir laden Sie hiermit zu der ordentlichen Hauptversammlung der Knaus Tabbert AG ein, 
die am Freitag, 11. Juli 2025, um 10.00 Uhr (MESZ) im Le Méridien München, Raum Isar, 
Bayerstraße 41, 80335 München stattfindet. 

I. TAGESORDNUNG 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernabschlusses 
und des zusammengefassten Lageberichts für die Knaus Tabbert AG und den Kon-
zern (einschließlich des erläuternden Berichts zu den Angaben nach §§ 289a, 315a 
HGB) für das Geschäftsjahr 2024 sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2024 

Die genannten Unterlagen sind über die Internetseite https://www.knaustabbert.de/haupt-
versammlung zugänglich. Sie werden in der Hauptversammlung vom Vorstand bezie-
hungsweise im Falle des Berichts des Aufsichtsrats von der Vorsitzenden des Aufsichts-
rats erläutert. Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und 
den Konzernabschluss gebilligt; der Jahresabschluss ist damit gemäß § 172 Satz 1 AktG 
festgestellt. Eine Beschlussfassung durch die Hauptversammlung ist daher zu diesem Ta-
gesordnungspunkt nicht erforderlich. 



 

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die Ent-
lastung der Mitglieder des Vorstands entscheiden zu lassen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die folgenden im Geschäftsjahr 2024 amtierenden 
Mitglieder des Vorstands für den Zeitraum ihrer jeweiligen Amtszeit im Geschäftsjahr 2024 
jeweils zu entlasten:  

2.1 Willem Paulus de Pundert 
2.2 Radim Sevcik 
2.3 Carolin Schürmann 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den folgenden im Geschäftsjahr 2024 amtieren-
den Mitgliedern des Vorstands für den Zeitraum ihrer jeweiligen Amtszeit im Geschäftsjahr 
2024 jeweils keine Entlastung zu erteilen: 

2.4 Wolfgang Speck 
2.5 Gerd Adamietzki 
2.6 Werner Vaterl 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglieder 
des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu entlasten. 

4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschluss-
prüfers und des Prüfers für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für das Geschäfts-
jahr 2025 sowie des Prüfers für die etwaige prüferische Durchsicht zusätzlicher un-
terjähriger Finanzinformationen oder -berichte, die vor der ordentlichen Hauptver-
sammlung des Jahres 2026 aufgestellt werden 

4.1 Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Bahnhofstraße 30, 90402 Nürnberg, zum Abschlussprü-
fer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 sowie zum Prüfer für eine et-
waige prüferische Durchsicht zusätzlicher unterjähriger Finanzinformationen oder -be-
richte, die vor der ordentlichen Hauptversammlung des Jahres 2026 aufgestellt werden, 
zu wählen. 

 
4.2 Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die KPMG AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Bahnhofstraße 30, 90402 Nürnberg, zum Prüfer der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung für das Geschäftsjahr 2025 zu wählen. Die Wahl zum 
Prüfer der Nachhaltigkeitsberichterstattung erfolgt vorsorglich für den Fall, dass der deut-
sche Gesetzgeber in Umsetzung von Art. 37 der Abschlussprüfer-RL 2006/43/EG in der 



 

Fassung der CSRD (EU) 2022/2464 vom 14. Dezember 2022 eine ausdrückliche Wahl 
dieses Prüfers durch die Hauptversammlung verlangen sollte, die Prüfung der Nachhaltig-
keitsberichterstattung also nach dem deutschen Umsetzungsrecht nicht ohnehin dem Ab-
schlussprüfer obliegen sollte. 

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher Ein-
flussnahme durch Dritte gemäß Art. 16 Absatz 2 Unterabsatz 3 der EU-Verordnung Nr. 
537/2014 vom 16. April 2014 ("Abschlussprüferverordnung") ist und ihm keine Klausel der 
in Art. 16 Absatz 6 der Abschlussprüferverordnung genannten Art auferlegt wurde. 

5. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 
2024 

Gemäß § 162 AktG erstellen Vorstand und Aufsichtsrat jährlich einen Bericht über die im 
letzten Geschäftsjahr jedem einzelnen gegenwärtigen oder früheren Mitglied des Vor-
stands und des Aufsichtsrats von der Gesellschaft und von Unternehmen desselben Kon-
zerns gewährte und geschuldete Vergütung (Vergütungsbericht) und legen diesen Vergü-
tungsbericht der Hauptversammlung gemäß § 120a Absatz 4 AktG zur Billigung vor. 

Der von Vorstand und Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2024 erstellte Vergütungsbericht 
wurde gemäß § 162 Absatz 3 AktG der formellen Prüfung durch den Abschlussprüfer der 
Gesellschaft unterzogen und über die Anforderungen des § 162 Absatz 3 AktG hinausge-
hend auch nach inhaltlichen Kriterien geprüft. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften 
Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 zu billigen. 

Der Vergütungsbericht ist von der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung zugäng-
lich. 

6. Beschlussfassung über die Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungs-
systems für die Vorstandsmitglieder  

Gemäß § 120a Absatz 1 AktG beschließt die Hauptversammlung über die Billigung des 
vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder bei jeder 
wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre. Das bisher geltende Vergü-
tungssystem für die Vorstandsmitglieder der Gesellschaft wurde von der ordentlichen 
Hauptversammlung am 21. Juni 2024 gebilligt. 

Der Aufsichtsrat hat dieses Vergütungssystem turnusmäßig einer Überprüfung unterzo-
gen. Auf Grundlage dieser Überprüfung hat der Aufsichtsrat am 19. Mai 2025 unter Be-
rücksichtigung der Vorgaben des § 87a Absatz 1 AktG ein geändertes Vergütungssystem 



 

für die Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft beschlossen, welches das bisher gel-
tende Vergütungssystem aktualisiert und punktuell ändert. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, das am 19. Mai 2025 vom Aufsichtsrat beschlossene Vergü-
tungssystem für die Vorstandsmitglieder der Gesellschaft zu billigen.  

Das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder ist von der Einberufung der Hauptver-
sammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.knaustab-
bert.de/hauptversammlung zugänglich. 

7. Beschlussfassung über die Bestätigung der Vergütung und Beschlussfassung über 
das Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder 

Gemäß § 113 Absatz 3 AktG muss die Hauptversammlung mindestens alle vier Jahre über 
die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder Beschluss fassen. Ein die Vergütung bestäti-
gender Beschluss ist zulässig. Die derzeitige Vergütung des Aufsichtsrats wurde in § 14 
der Satzung der Gesellschaft festgelegt. Aus Sicht von Vorstand und Aufsichtsrat besteht 
kein Änderungsbedarf bei der Vergütung. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen: 

Die in § 14 der Satzung der Gesellschaft festgelegte Vergütung der Aufsichtsratsmitglie-
der, einschließlich des Systems, auf dem diese Vergütung basiert, wird bestätigt. 

Der Wortlaut von § 14 der Satzung sowie die Angaben gemäß §§ 113 Absatz 3 Satz 3, 
87a Absatz 1 Satz 2 AktG sind im Abschnitt II („Anlagen zu den Punkten der Tagesord-
nung“) dieser Einberufung abgedruckt. 

8. Wahlen zum Aufsichtsrat 

Die Amtszeiten von Frau Dr. Esther Hackl, Herrn René Ado Oscar Bours, Frau Jana Do-
nath, Herrn Klaas Meertens, Herrn Willem Paulus de Pundert, und Herrn Manfred Pret-
scher als Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner enden jeweils mit Beendigung dieser 
Hauptversammlung, so dass eine Neuwahl erforderlich ist. 

Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 96 Absatz 1 und 2, 101 Absatz 1 AktG, §§ 1 Absatz 1, 
7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3, Absatz 2 Nr. 3, Absatz 3 des Mitbestimmungsgesetzes (MitbestG) 
und § 9 Absatz 1 der Satzung aus sechs von der Hauptversammlung und sechs von den 
Arbeitnehmern zu wählenden Mitgliedern und zu mindestens 30 Prozent aus Frauen (also 
mindestens vier) und zu mindestens 30 Prozent aus Männern (also mindestens vier) zu-
sammen. Der Gesamterfüllung wurde gemäß § 96 Absatz 2 Satz 3 AktG widersprochen. 
Der Mindestanteil ist daher von der Seite der Anteilseigner und der Seite der Arbeitnehmer 
getrennt zu erfüllen. Von den sechs Anteilseignervertretern im Aufsichtsrat müssen daher 



 

mindestens zwei Frauen und mindestens zwei Männer sein. Der Mindestanteil der Ge-
trennterfüllung im Sinne von § 96 Absatz 2 Satz 3 AktG ist zurzeit und wäre bei der Wahl 
der nachfolgend vorgeschlagenen Kandidaten für die Anteilseignerseite erfüllt. 

Die Wahlen zum Aufsichtsrat sollen im Wege der Einzelabstimmung erfolgen. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die folgenden Personen jeweils mit Wirkung ab Beendigung 
dieser Hauptversammlung bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Ent-
lastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Ge-
schäftsjahr, in welchem die Amtszeit beginnt, hierbei nicht mitgerechnet wird, als Mitglie-
der der Anteilseigner in den Aufsichtsrat zu wählen: 
 
8.1 Dr. Esther Hackl, 
Düsseldorf, 
General Counsel und Vice President Compliance bei auxmoney GmbH, Düsseldorf 
 
8.2 René Ado Oscar Bours, 
Den Haag, Niederlande, 
selbstständiger Berater  
 
 
8.3 Jana Donath, 
Frankfurt am Main, 
Managing Director Finance Kontinentaleuropa der SMBC EU AG, Frankfurt am Main 
 
8.4 Klaas Meertens, 
Lisciano Niccone, Italien, 
Selbständiger Unternehmer, 
 
8.5  Willem Paulus de Pundert, 
Brasschaat, Belgien, 
Chief Executive Officer der Gesellschaft, 

 
8.6  Julien Etaix 
Carouge, Schweiz 
Equity Partner & Chief Investment Officer der Novum Capital Partners SA, Genf, Schweiz 

Die Wahlvorschläge stützen sich auf die Empfehlung des Nominierungsausschusses des 
Aufsichtsrats. Sie berücksichtigen gemäß Empfehlung C.1 des Deutschen Corporate 
Governance Kodex (DCGK) die vom Aufsichtsrat für seine Zusammensetzung beschlos-
senen Ziele einschließlich der im Rahmen des Diversitätskonzepts umzusetzenden Ziele 



 

für die Vielfalt der Zusammensetzung sowie das Kompetenzprofil für das Gesamtgremium. 
Lebensläufe der vorgeschlagenen Kandidaten sind im Abschnitt II („Anlagen zu den Punk-
ten der Tagesordnung“) dieser Einberufung abgedruckt. 

Angaben gemäß Empfehlung C.13 DCGK: 

Herr Willem Paulus de Pundert ist Geschäftsführer der Windroos B.V., Amsterdam, Nie-
derlande, und der H.T.P. Investments 1 B.V., Goes, Niederlande, sowie Mitglied des Vor-
stands der Stichting Administratiekantoor Windroos, Amsterdam, Niederlande, welche je-
weils (mittelbar) rd. 41 % der stimmberechtigten Aktien der Gesellschaft halten. Zudem 
wurde Herr Willem Paulus de Pundert am 22. November 2024 gemäß § 105 Abs. 2 AktG 
in den Vorstand der Gesellschaft entsandt. Herr Klaas Meertens hält mittelbar rd. 25% der 
stimmberechtigen Aktien der Gesellschaft. Herr Julien Etaix ist Equity Partner & Chief In-
vestment Officer der Novum Capital Partners SA, Genf, Schweiz, deren Gründungspartner 
Herr Klaas Meertens ist. Höchst vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass Herr René Ado 
Oscar Bours in Nebentätigkeit auch Justiziar der Windroos B.V., Amsterdam, Niederlande, 
ist, welche mittelbar rd. 41 % der stimmberechtigten Aktien der Gesellschaft hält. Darüber 
hinaus bestehen nach Einschätzung des Aufsichtsrats zwischen den zur Wahl vorgeschla-
genen Personen und der Gesellschaft, deren Konzernunternehmen, den Organen der Ge-
sellschaft und einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär keine persönli-
chen oder geschäftlichen Beziehungen, die ein objektiv urteilender Aktionär für seine 
Wahlentscheidung als maßgebend ansehen würde. 

Die vorgeschlagenen Kandidaten sind mit Ausnahme von Herrn Willem Paulus de Pun-
dert, Herrn Klaas Meertens und Herrn Julien Etaix nach Ansicht der Anteilseignervertreter 
im Aufsichtsrat unabhängig im Sinne von Empfehlung C.6 DCGK. Außerdem hat sich der 
Aufsichtsrat der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit der vorgeschlagenen Kandidaten 
versichert. 

9. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden und die Schaffung einer 
neuen Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals gegen Bar- und/oder Sachein-
lagen mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre sowie 
über die entsprechende Änderung des § 4 Absatz 3 der Satzung. 

Nach § 4 Absatz 3 der Satzung der Gesellschaft ist der Vorstand ermächtigt, das Grund-
kapital der Gesellschaft bis zum 6. August 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis 
zu EUR 5.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.000.000 auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020). 

Damit der Vorstand weiterhin über die notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung 
verfügt und auch künftig die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft ihren geschäftlichen 



 

Erfordernissen anpassen kann, wird die Erteilung einer neuen Ermächtigung vorgeschla-
gen. 

Das Genehmigte Kapital 2020 soll daher aufgehoben und durch ein neues genehmigtes 
Kapital (Genehmigtes Kapital 2025) ersetzt werden. 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 203 Absatz. 2 AktG in Verbindung mit 
§ 186 Absatz 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands zum 
Ausschluss des Bezugsrechts ist von der Einberufung der Hauptversammlung an auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung zu-
gänglich. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020  

Die Ermächtigung des Vorstands gemäß § 4 Absatz 3 der Satzung, das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum 6. August 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 
EUR 5.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.000.000 auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien zu erhöhen, wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des genehmigten 
Kapitals gemäß nachstehender lit. b) und lit. c) in das Handelsregister aufgehoben. 

b) Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2025 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 10. Juli 2030 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu EUR 5.185.000,00 durch Ausgabe von bis zu 
5.185.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025). Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmal 
oder mehrmals ausgenutzt werden. Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht 
zu. Bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen können die Aktien auch von durch den Vor-
stand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Absatz 5 Satz 1 
Aktiengesetz (AktG) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten. 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre in den folgenden Fällen auszuschließen: 

• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

• um das Grundkapital gegen Sacheinlagen zu erhöhen, insbesondere zum Zwecke von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens-
beteiligungen, Teilen von Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten (wie z.B. Patenten, 



 

Gebrauchsmustern, Marken oder hierauf gerichteten Lizenzen) oder sonstigen Produkt-
rechten; 

• bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der auf die neuen Aktien, für die das 
Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 20 % des 
Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung übersteigt und der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung 
zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unter-
schreitet. Auf diese Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien der Gesellschaft entfällt, die während der Lauf-
zeit des Genehmigten Kapitals 2025 unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 
entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG als eigene Aktien veräußert 
wurden. Ferner vermindert sich diese Grenze um Aktien, die zur Bedienung von Options- 
oder Wandlungsrechten ausgegeben wurden oder ausgegeben werden können, sofern 
die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und 
ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. Der Aufsichtsrat wird 
ermächtigt, nach vollständiger oder teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2025 oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 die Fas-
sung der Satzung entsprechend anzupassen. 

c) Änderung des § 4 Absatz 3 der Satzung 

§ 4 Absatz 3 der Satzung wird aufgehoben und wie folgt neu gefasst: 

"(3) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 10. Juli 2030 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu EUR 5.185.000,00 durch Ausgabe von bis zu 
5.185.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025). Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmal 
oder mehrmals ausgenutzt werden. Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht 
zu. Bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen können die Aktien auch von durch den Vor-
stand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Absatz 5 Satz 1 
Aktiengesetz (AktG) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten. 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre in den folgenden Fällen auszuschließen: 

• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 



 

• um das Grundkapital gegen Sacheinlagen zu erhöhen, insbesondere zum Zwecke von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens-
beteiligungen, Teilen von Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten (wie z.B. Patenten, 
Gebrauchsmustern, Marken oder hierauf gerichteten Lizenzen) oder sonstigen Produkt-
rechten; 

• bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der auf die neuen Aktien, für die das 
Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 20 % des 
Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung übersteigt und der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung 
zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unter-
schreitet. Auf diese Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien der Gesellschaft entfällt, die während der Lauf-
zeit des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG als eigene Aktien veräußert 
wurden. Ferner vermindert sich diese Grenze um Aktien, die zur Bedienung von Options- 
oder Wandlungsrechten ausgegeben wurden oder ausgegeben werden können, sofern 
die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermäch-
tigt, nach vollständiger oder teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals oder Ablauf 
der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung entspre-
chend anzupassen." 

10. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden und die Schaffung einer 
neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombi-
nation dieser Instrumente mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
auf diese Options- oder Wandelschuldverschreibungen sowie über entsprechende 
die Änderung des § 4 Absatz 4 der Satzung. 

Der Vorstand wurde in der außerordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom 
21. September 2020 unter dem damaligen Tagesordnungspunkt 1 ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats bis zum 20. September 2025 Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen oder eine Kom-
bination dieser Instrumente (zusammen auch die "Schuldverschreibungen") im Gesamt-
nennbetrag von bis zu EUR 400.000.000,00 zu begeben. Hierfür wurde in § 4 Absatz 4 
der Satzung der Gesellschaft ein bedingtes Kapital in Höhe von EUR 5.000.000,00 ge-
schaffen (Bedingtes Kapital 2020). 



 

Um der Gesellschaft auch zukünftig die erforderliche Flexibilität zur Nutzung dieses Finan-
zierungsinstruments zu erhalten, sollen die Ermächtigung zur Begebung von Schuldver-
schreibungen vom 21. September 2020 und das Bedingte Kapital 2020 aufgehoben und 
durch eine neue Ermächtigung und ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2025) 
ersetzt werden. 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 AktG in Verbindung 
mit § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermächtigungen des Vorstands 
zum Ausschluss des Bezugsrechts ist von der Einberufung der Hauptversammlung an auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung 
zugänglich. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Aufhebung der Ermächtigung vom 21. September 2020 und Aufhebung des Beding-
ten Kapitals 2020 

Die in der außerordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. September 
2020 unter dem damaligen Tagesordnungspunkt 1 beschlossene Ermächtigung zur Aus-
gabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Ge-
winnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instrumente wird aufgehoben. 
Die von der außerordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. September 
2020 unter dem damaligen Tagesordnungspunkt 1 ebenso beschlossene bedingte Erhö-
hung des Grundkapitals um bis zu EUR 5.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.000.000 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien wird aufgehoben. 

b) Schaffung einer Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandelschuldver-
schreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts auf diese Options- oder Wan-
delschuldverschreibungen 

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 10. Juli 2030 
einmalig oder mehrmals gegen Bareinlage oder Sacheinlage auf den Inhaber oder auf den 
Namen lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechte und/o-
der Gewinnschuldverschreibungen oder eine Kombination dieser Instrumente (zusammen 
"Schuldverschreibungen") im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 400.000.000,00 mit 
oder ohne Laufzeitbeschränkung auszugeben und den Inhabern oder Gläubigern (nach-
folgend zusammen "Inhaber") von Optionsschuldverschreibungen oder Optionsgenuss-
scheinen oder Optionsgewinnschuldverschreibungen Optionsrechte oder -pflichten oder 
den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen oder Wandelgenussscheinen oder Wan-
delgewinnschuldverschreibungen Wandlungsrechte oder -pflichten auf auf den Inhaber 



 

lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von 
insgesamt bis zu EUR 5.185.000,00 nach näherer Maßgabe der Bedingungen dieser 
Schuldverschreibungen zu gewähren oder aufzuerlegen. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den ent-
sprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes bege-
ben werden. Sie können auch durch ein nachgeordnetes Konzernunternehmen der Ge-
sellschaft ausgegeben werden; für diesen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen 
zu übernehmen und den Inhabern Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten auf auf 
den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren oder aufzuerlegen. 

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. 
Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der Schuldverschreibungen ermög-
licht wird, wird den Aktionären das gesetzliche Bezugsrecht in der Weise eingeräumt, dass 
die Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditin-
stituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten. Werden die Schuldverschreibungen von einem nachgeordneten Konzernunterneh-
men ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für 
die Aktionäre der Gesellschaft nach Maßgabe des vorstehenden Satzes sicherzustellen. 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, die 
sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, 
damit Inhabern von bereits zuvor gewährten Options- oder Wandlungsrechten oder aufer-
legten Options- oder Wandlungspflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wer-
den kann, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder bei Er-
füllung der Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auf gegen Barzahlung ausgegebene Schuldverschreibungen, die mit Options- 
oder Wandlungsrecht oder Options- oder Wandlungspflicht ausgegeben werden, vollstän-
dig auszuschließen, sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung 
gelangt, dass der Ausgabepreis der Schuldverschreibung ihren nach anerkannten, insbe-
sondere finanzmathematischen Methoden ermittelten hypothetischen Marktwert nicht we-
sentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt jedoch 
nur für Schuldverschreibungen, die mit Options- oder Wandlungsrecht oder Options- oder 
Wandlungspflicht ausgegeben werden, mit einem Options- oder Wandlungsrecht oder ei-



 

ner Options- oder Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundka-
pitals, der insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 
Auf diese Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grund-
kapitals anzurechnen, der auf Aktien der Gesellschaft entfällt, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG als eigene Aktien veräußert wurden. Ferner 
sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 
186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht oder 
Wandlungspflicht oder Optionsrecht oder Optionspflicht ausgegeben werden, wird der 
Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibun-
gen obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesell-
schaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der 
Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns 
oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und 
der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeit-
punkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auf gegen Sacheinlage ausgegebene Schuldverschreibungen, die mit Options- 
oder Wandlungsrecht oder Options- oder Wandlungspflicht ausgegeben werden, auszu-
schließen, insbesondere beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligun-
gen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich Rech-
ten und Forderungen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen. 

 

 

cc) Teilschuldverschreibungen 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder einzelnen Schuld-
verschreibung (nachfolgend auch "Teilschuldverschreibung") ein oder mehrere Options-
scheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegen-
den Optionsbedingungen zum Bezug von auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Ge-
sellschaft berechtigen. Für auf Euro lautende, durch die Gesellschaft begebene Options-
schuldverschreibungen können die Optionsbedingungen vorsehen, dass der Optionspreis 
auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare 



 

Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teil-
schuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuld-
verschreibung nicht übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorge-
sehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Options- oder Anleihebedingun-
gen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden kön-
nen. Entsprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genussrecht oder einer Gewinn-
schuldverschreibung beigefügt werden. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der Teil-
schuldverschreibungen das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen gemäß den vom Vor-
stand festgelegten Wandelanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien 
der Gesellschaft zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des 
Nennbetrages oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teil-
schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Inhaber 
lautende Stückaktie der Gesellschaft und kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet 
werden; dabei können eine in bar zu leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung oder 
ein Ausgleich für nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. Die Anleihebedingun-
gen können ein variables Wandlungsverhältnis und eine Bestimmung des Wandlungsprei-
ses (vorbehaltlich des nachfolgend bestimmten Mindestpreises) innerhalb einer vorgege-
benen Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Kurses der Stückaktie der Ge-
sellschaft während der Laufzeit der Anleihe vorsehen. Entsprechendes gilt für Wandelge-
nussrechte und Wandelgewinnschuldverschreibungen. 

dd) Wandlungs- und Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis für eine Stückaktie der Gesell-
schaft muss – mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht oder 
ein Aktienlieferungsrecht vorgesehen ist – mindestens 80 % des volumengewichteten 
durchschnittlichen Schlusskurses der Stückaktien der Gesellschaft im elektronischen Han-
del an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 10 Börsentagen vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibung betra-
gen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 % des volu-
mengewichteten durchschnittlichen Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft im elektro-
nischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse während der Bezugsfrist mit Aus-
nahme der Tage der Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der Options- oder Wandlungs-
preis gemäß § 186 Absatz 2 Satz 2 AktG fristgerecht bekannt gemacht werden kann, be-
tragen. § 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

ee) Wandlungs- oder Optionspflicht 

Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht oder Optionspflicht zum 



 

Ende der Laufzeit (oder zu einem anderen Zeitpunkt) begründen oder das Recht der Ge-
sellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit der Schuldverschreibung, die mit Options- oder 
Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden ist (dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen 
Kündigung), den Inhabern ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbe-
trages Stückaktien der Gesellschaft oder einer börsennotierten anderen Gesellschaft zu 
gewähren. In diesen Fällen kann der Options- oder Wandlungspreis nach näherer Maß-
gabe der Anleihebedingungen dem volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurs 
der Stückaktie der Gesellschaft im elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapier-
börse während der 10 Börsentage vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, 
auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestpreises liegt. 
Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Wandlung oder Optionsausübung auszu-
gebenden Stückaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der Schuldverschreibungen 
nicht übersteigen. § 9 Absatz 1 AktG und § 199 Absatz 2 AktG sind zu beachten. 

ff) Verwässerungsschutz 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der jeweiligen 
Bedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren bzw. Anpassun-
gen vorzunehmen, soweit die Anpassungen nicht schon im Gesetz geregelt sind. Verwäs-
serungsschutz bzw. Anpassungen können insbesondere vorgesehen werden, wenn es 
während der Laufzeit der Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Ge-
sellschaft kommt (etwa einer Kapitalerhöhung bzw. -herabsetzung oder einem Aktiensplit), 
aber auch im Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-
/Optionsschuldverschreibungen sowie im Fall außergewöhnlicher Ereignisse, die während 
der Laufzeit der Schuldverschreibungen bzw. der Optionsscheine eintreten (wie z.B. einer 
Kontrollerlangung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können 
insbesondere durch Einräumung von Bezugsrechten, durch Veränderung des Wandlungs-
/Optionspreises sowie durch die Veränderung oder Einräumung von Barkomponenten vor-
gesehen werden. § 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

gg) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

Die Anleihebedingungen können vorsehen, dass die Schuldverschreibung, die mit Opti-
ons- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden ist, nach Wahl der Gesellschaft 
statt in neue Aktien aus bedingtem Kapital in neue Aktien aus genehmigtem Kapital der 
Gesellschaft, in bereits existierende Aktien der Gesellschaft oder einer börsennotierten 
anderen Gesellschaft gewandelt werden kann oder das Optionsrecht durch Lieferung sol-
cher Aktien erfüllt oder bei Optionspflicht mit Lieferung solcher Aktien bedient werden 
kann. Die Anleihebedingungen können auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, im 
Falle der Wandlung oder Optionsausübung nicht neue Stückaktien zu gewähren, sondern 
einen Geldbetrag zu zahlen. 



 

hh) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Aus-
gabekurs, Laufzeit und Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, Options- oder 
Wandlungszeitraum sowie im vorgenannten Rahmen den Wandlungs- und Optionspreis, 
zu bestimmen oder im Einvernehmen mit den Organen des die Options- oder Wandelan-
leihe begebenden Konzernunternehmens der Gesellschaft festzulegen. 

c) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025  

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 5.185.000,00 durch Ausgabe von bis zu 5.185.000 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
bei Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. bei Erfüllung von Wandlungs- 
oder Optionspflichten an die Inhaber oder Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombina-
tionen dieser Instrumente), die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptver-
sammlung vom 11. Juli 2025 bis zum 10. Juli 2030 von der Gesellschaft oder einem nach-
geordneten Konzernunternehmen gegen Bareinlage oder Sacheinlage ausgegeben wer-
den. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeich-
neten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- oder Wandlungs-
preis. 

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung von Schuldverschreibungen, 
die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten ausgestattet sind, gemäß dem 
Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 11. Juli 2025 und nur insoweit 
durchzuführen, wie von Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder 
zur Wandlung oder Optionsausübung verpflichtete Inhaber von Schuldverschreibungen 
ihre Verpflichtung zur Wandlung/Optionsausübung erfüllen oder soweit die Gesellschaft 
ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 
Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nicht durch-
geführt, soweit ein Barausgleich gewährt wird oder eigene Aktien, Aktien aus genehmig-
tem Kapital oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung einge-
setzt werden. Die ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres 
an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien hiervon und von § 60 
Absatz 2 Satz 3 AktG abweichend, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, fest-
legen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 



 

der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird er-
mächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Beding-
ten Kapitals 2025 neu zu fassen. Entsprechendes gilt für den Fall der Nichtausnutzung der 
Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Ge-
nussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen oder eine Kombination dieser In-
strumente nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie für den Fall der Nichtausnut-
zung des Bedingten Kapitals 2025 nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Options- 
oder Wandlungsrechten oder für die Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten. 

d) Änderung des § 4 Absatz 4 der Satzung  

§ 4 Absatz 4 der Satzung wird aufgehoben und wie folgt neu gefasst: 

"(4) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 5.185.000,00, eingeteilt in bis zu 5.185.000 auf den 
Inhaber lautende Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die bedingte Ka-
pitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- 
oder Wandlungsrechten oder die zur Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus ge-
gen Bareinlage oder Sacheinlage ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinati-
onen dieser Instrumente), die von der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzern-
unternehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch Haupt-
versammlungsbeschluss vom 11. Juli 2025 bis zum 10. Juli 2030 ausgegeben oder ga-
rantiert werden, von ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, so-
weit sie zur Wandlung/Optionsausübung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wand-
lung/Optionsausübung erfüllen oder soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu 
gewähren. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nicht durchgeführt, soweit ein Barausgleich 
gewährt wird oder eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital oder Aktien einer an-
deren börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungs-
beschlusses jeweils zu bestimmenden Options- oder Wandlungspreis. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit 
rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbetei-
ligung neuer Aktien hiervon und von § 60 Absatz 2 Satz 3 AktG abweichend, auch für ein 
bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen.  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Beding-
ten Kapitals 2025 neu zu fassen. Entsprechendes gilt für den Fall der Nichtausnutzung der 



 

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Ge-
nussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instru-
mente) nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie für den Fall der Nichtausnutzung 
des Bedingten Kapitals 2025 nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Options- oder 
Wandlungsrechten oder für die Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten." 

11. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden und die Schaffung einer 
neuen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zur Verwendung eigener Aktien 
nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

Die durch die außerordentliche Hauptversammlung am 21. September 2020 gemäß § 71 
Absatz 1 Nr. 8 AktG unter Tagesordnungspunkt 2 beschlossene Ermächtigung des Vor-
stands zum Erwerb eigener Aktien und zur Verwendung eigener Aktien ist bis zum 
20. September 2025 befristet. Die bestehende Ermächtigung soll daher aufgehoben und 
durch eine neue Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ersetzt werden. 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit 
§ 186 Absatz 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermächtigungen des Vorstands zum 
Ausschluss des Bezugsrechts ist vom Tag der Einberufung der Hauptversammlung auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung 
zugänglich. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Aufhebung der Ermächtigung vom 21. September 2020 zum Erwerb eigener Aktien 
und zur Verwendung eigener Aktien 

Die in der außerordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. September 
2020 unter Tagesordnungspunkt 2 beschlossene Ermächtigung des Vorstands zum Er-
werb eigener Aktien und zur Verwendung eigener Aktien wird aufgehoben. 

b) Schaffung einer Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zur Verwendung ei-
gener Aktien 

aa) Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 10. Juli 2030 eigene Aktien der Gesellschaft in 
Höhe von bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls 
einer dieser Werte geringer ist – des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermäch-
tigung oder des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grund-
kapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die Ermächtigung kann, jeweils einzeln oder ge-
meinsam, durch die Gesellschaft oder auch durch nachgeordnete Konzernunternehmen 
der Gesellschaft oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder ihrer nachgeordne-
ten Konzernunternehmen ausgeübt werden. 



 

Die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung der eigenen Aktien kann jeweils ganz 
oder teilweise, einmal oder mehrmals ausgeübt werden. Die Ermächtigung kann zu jedem 
gesetzlich zulässigen Zweck, insbesondere in Verfolgung eines oder mehrerer der in lit. 
cc) bis hh) genannten Zwecke ausgeübt werden. Erfolgt die Verwendung zu einem oder 
mehreren der in lit. cc), dd), ff), gg) oder hh) genannten Zwecke, ist das Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossen. Darüber hinaus kann der Vorstand im Fall der Veräußerung 
der eigenen Aktien durch ein Angebot an alle Aktionäre das Bezugsrecht der Aktionäre 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge ausschließen. 

bb) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines öffentlichen 
Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe 
eines Verkaufsangebots. 

Erfolgt der Erwerb eigener Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Erwerbspreis (ohne Erwerbsnebenkosten) den durch die Eröffnungsauktion am Handels-
tag ermittelten Kurs der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10 % 
über- oder unterschreiten.  

Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot bzw. eine öffentliche Aufforderung 
zur Abgabe eines Verkaufsangebots, dürfen der gebotene Kauf- bzw. Verkaufspreis oder 
die Grenzwerte der Kauf- bzw. Verkaufspreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
den Durchschnitt der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den drei Börsenhandelstagen 
vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforde-
rung zur Abgabe eines Verkaufsangebots um nicht mehr als 10 % über- oder unterschrei-
ten. Ergibt sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots eine erhebliche Abwei-
chung des maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot angepasst werden. In diesem Fall 
wird auf den Durchschnittskurs der drei Börsenhandelstage vor dem Tag der Veröffentli-
chung einer etwaigen Anpassung abgestellt; die 10 %-Grenze für das Über- oder Unter-
schreiten ist auf diesen Betrag anzuwenden. Sofern das Kaufangebot überzeichnet ist 
bzw. im Fall einer Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots von mehreren gleich-
wertigen Angeboten nicht sämtliche angenommen werden können, muss die Annahme 
nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgen. Darüber hin-
aus kann zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien abgerundet werden. 

cc) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen 
eigenen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 
Aktionäre zu veräußern, unter der Voraussetzung, dass die Veräußerung gegen Barzah-
lung und zu einem Preis erfolgt, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft zum 



 

Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet (vereinfachter Bezugsrechts-
ausschluss nach § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG). Die aufgrund dieser Ermächtigung veräu-
ßerten Aktien dürfen insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar 
weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung noch der Ausübung 
dieser Ermächtigung. Auf diese Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals ist der anteilige 
Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien der Gesellschaft entfällt, die zur 
Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten ausgegeben wurden oder ausgegeben 
werden können, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG aus-
gegeben wurden. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

dd) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen 
eigenen Aktien an Dritte gegen Sachleistung zu übertragen, insbesondere beim Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder bei Un-
ternehmenszusammenschlüssen sowie beim Erwerb von sonstigen Vermögensgegen-
ständen einschließlich von Rechten und Forderungen. 

ee) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen 
eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die Einzie-
hung führt grundsätzlich zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann abweichend hiervon 
bestimmen, dass das Grundkapital unverändert bleibt und sich stattdessen durch die Ein-
ziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Absatz 3 AktG erhöht. 
Der Vorstand ist in diesem Fall zur Anpassung der Angabe der Zahl der Aktien in der 
Satzung ermächtigt. 

ff) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen 
eigenen Aktien zur Erfüllung von Verpflichtungen aus Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzern-
unternehmen begebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen bzw. Genussrech-
ten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die ein 
Wandlungsrecht oder Optionsrecht gewähren oder eine Wandlungs- oder Optionspflicht 
bestimmen, zu verwenden. 

gg) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen 
eigenen Aktien zu verwenden, um Inhabern der von der Gesellschaft oder deren nachge-
ordneten Konzernunternehmen begebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 
bzw. Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser In-
strumente), die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine Wandlungs- oder 
Optionspflicht bestimmen, eigene Aktien in dem Umfang zu gewähren, in dem ihnen nach 



 

Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts oder nach Erfüllung der Wandlungs- oder 
Optionspflicht ein Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft zustehen würde.  

hh) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen 
eigenen Aktien Personen, die im Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr 
verbundenen Unternehmen stehen oder standen, zum Erwerb anzubieten (Belegschafts-
aktien). 

ii) Von den Ermächtigungen in lit. cc), dd), ff) und gg) darf nur mit Zustimmung des Aufsichts-
rats Gebrauch gemacht werden. 

 

 

II. ANLAGEN ZU PUNKTEN DER TAGESORDNUNG 

1. Beschreibung der Vergütung für die Aufsichtsratsmitglieder (Tagesordnungspunkt 
7): 

 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Jahresvergütung in Höhe von EUR 
25.000. In Übereinstimmung mit der Empfehlung G.17 DCGK erhöht sich die Vergütung für 
die Vorsitzende des Aufsichtsrats und den Stellvertreter aufgrund des erhöhten Zeitauf-
wands. Die Vergütung für den Vorsitz im Aufsichtsrat beträgt EUR 100.000, die für den 
Stellvertreter EUR 37.500. Darüber hinaus ist eine zusätzliche Vergütung für den Vorsitz in 
Ausschüssen des Aufsichtsrats vorgesehen. So erhalten die Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses und des Präsidialausschusses jeweils eine zusätzliche jährliche feste Vergü-
tung von EUR 35.000. Die Vorsitzenden anderer Ausschüsse erhalten jeweils eine zusätz-
liche jährliche feste Vergütung von EUR 5.000, sofern der betreffende Ausschuss mindes-
tens einmal im Geschäftsjahr tätig geworden ist. Die vorstehend beschriebene Vergütung 
ist jeweils zum Ablauf des Geschäftsjahres zahlbar. Ein Sitzungsgeld ist weder für die Sit-
zungen des Aufsichtsrats noch für die Sitzungen der Ausschüsse vorgesehen. 

 Die Aufsichtsratsmitglieder sind in eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Or-
ganmitglieder einbezogen. Die Prämien werden von der Gesellschaft gezahlt. Die Gesell-
schaft erstattet allen Aufsichtsratsmitgliedern ihre Auslagen sowie die etwa auf ihre Vergü-
tung und Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer. Es bestehen keine vergütungsbezoge-
nen Vereinbarungen zwischen der Gesellschaft und den Aufsichtsratsmitgliedern, die über 
die Bestimmungen in der Satzung hinausgehen. 

 Die Aufsichtsratsmitglieder werden vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung der Amts-
zeit bei der Wahl für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt, die über 



 

die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das 
Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Aufsichtsratsmitglieder 
können vorbehaltlich der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen abberufen werden, 
und sie können unter Einhaltung einer Frist von einem Monat schriftlich ihr Amt auch ohne 
wichtigen Grund vorzeitig niederlegen. Die Aufsichtsratsvorsitzende kann die Frist abkür-
zen oder auf die Einhaltung der Frist verzichten. Es gibt keine weitere Vergütung im Falle 
des Ausscheidens oder eine Bestimmung hinsichtlich der Vergütung nach der Amtszeit. 
Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat 
oder einem Ausschuss angehören oder den Vorsitz oder den stellvertretenden Vorsitz im 
Aufsichtsrat oder den Vorsitz in einem Ausschuss führen, erhalten eine im Verhältnis der 
Zeit geringere Vergütung. 

 Die Struktur der Aufsichtsratsvergütung, die ausschließlich eine feste Vergütung vorsieht, 
stärkt die Unabhängigkeit des Aufsichtsrats und weicht bewusst von der Struktur der Vor-
standsvergütung ab, die zu einem Großteil variabel und auf die Wachstumsstrategie von 
Knaus Tabbert ausgerichtet ist. Damit fördert die Aufsichtsratsvergütung die langfristige 
Entwicklung von Knaus Tabbert. 

 Das Präsidium des Aufsichtsrats bereitet die Beratungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats 
über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder einschließlich des zugrundeliegenden Ver-
gütungssystems vor. Auf der Grundlage der Vorbereitungen des Präsidiums prüft der Auf-
sichtsrat regelmäßig, ob die Vergütung seiner Mitglieder unter Berücksichtigung ihrer Auf-
gaben und der Lage des Unternehmens angemessen ist. Zu diesem Zweck hat der Auf-
sichtsrat die Möglichkeit, einen horizontalen Marktvergleich und/oder einen vertikalen Ver-
gleich mit der Vergütung der Mitarbeiter des Unternehmens vorzunehmen und kann sich 
von einem unabhängigen externen Experten beraten lassen. Aufgrund der Besonderheit 
der Arbeit des Aufsichtsrats wird bei der Überprüfung der Aufsichtsratsvergütung in der 
Regel kein vertikaler Vergleich mit der Vergütung von Mitarbeitern des Unternehmens her-
angezogen. Abhängig vom Ergebnis der Vergleichsanalyse und der Bewertung dieses Er-
gebnisses durch den Aufsichtsrat kann der Aufsichtsrat gemeinsam mit dem Vorstand der 
Hauptversammlung einen Vorschlag zur Anpassung der Aufsichtsratsvergütung unterbrei-
ten. Die Hauptversammlung fasst mindestens alle vier Jahre einen Beschluss über die Ver-
gütung der Aufsichtsratsmitglieder (einschließlich des zugrundeliegenden Vergütungssys-
tems). Der entsprechende Beschluss kann auch die aktuelle Vergütung bestätigen. Wenn 
die Hauptversammlung das vorgeschlagene Vergütungssystem nicht billigt, ist spätestens 
in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem 
vorzulegen. 

 Bei den Verfahren zur Einrichtung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungssystems 
werden die allgemeinen Regeln für den Umgang mit Interessenkonflikten eingehalten. Es 
wird darauf geachtet, dass ggf. hinzuzuziehende externe Vergütungsexperten unabhängig 



 

sind; insbesondere wird bei einer ggf. erfolgenden Hinzuziehung externer Vergütungsex-
perten eine Bestätigung ihrer Unabhängigkeit verlangt. 

 Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist in § 14 der Satzung der Gesellschaft geregelt, 
der wie folgt lautet: 

 

§ 14  
Vergütung 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine jährliche feste Vergütung von EUR 25.000. Ab-
weichend von Satz 1 erhält der Vorsitzende des Aufsichtsrats eine jährliche feste Vergü-
tung von EUR 100.000 und der Stellvertreter eine jährliche feste Vergütung von EUR 
37.500. 

(2) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses und der Vorsitzende des Präsidialausschusses 
erhalten jeweils eine zusätzliche jährliche feste Vergütung von EUR 35.000. Die Vorsitzen-
den anderer Ausschüsse erhalten jeweils eine zusätzliche jährliche feste Vergütung von 
EUR 5.000, sofern der betreffende Ausschuss mindestens einmal im Geschäftsjahr tätig 
geworden ist. 

(3) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat 
oder einem Ausschuss angehören oder den Vorsitz oder den stellvertretenden Vorsitz im 
Aufsichtsrat oder den Vorsitz in einem Ausschuss führen, erhalten eine im Verhältnis der 
Zeit geringere Vergütung. 

(4) Die Vergütung nach den Absätzen (1) bis (3) ist jeweils zum Ablauf des Geschäftsjahres 
zahlbar. 

(5) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern über die Vergütung hinaus die ihnen 
bei der Ausübung ihres Aufsichtsratsmandates vernünftigerweise entstehenden Auslagen 
sowie die etwa auf ihre Vergütung und Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer.  

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in 
angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organ-
mitglieder einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien hierfür entrichtet die Ge-
sellschaft.Angaben zu den unter Tagesordnungspunkt 8 zur Wahl vorgeschlagenen Auf-
sichtsratskandidaten 

Dr. Esther Hackl, LL.M. (Harvard) 
General Counsel und Vice President Compliance bei auxmoney GmbH 



 

Wohnort: Düsseldorf 
Geboren: 1982 
Nationalität: Österreichisch 

Beruflicher Werdegang, Kenntnisse, Fähigkeiten und fachliche Erfahrungen 

Dr. Esther Hackl wurde 1982 in Linz, Österreich, geboren. Von 2001 bis 2005 studierte sie 
Rechtswissenschaften an der Universität Wien, wo sie 2009 auch einen Abschluss in Poli-
tikwissenschaft erwarb. Dr. Esther Hackl schloss ihr Doktoratsstudium der Rechtswissen-
schaften an der Universität Wien im Jahr 2012 ab. Von 2010 bis 2011 schloss Dr. Esther 
Hackl ein Postgraduiertenstudium (LL.M.) an der Harvard Law School in den Vereinigten 
Staaten ab. Dr. Esther Hackl begann ihre berufliche Laufbahn 2011 in der Corporate‐Abtei-
lung des Frankfurter Büros der amerikanischen Anwaltskanzlei Debevoise & Plimpton LLP. 
Im Jahr 2013 wechselte sie in das Frankfurter Kapitalmarktteam der deutsch‐britischen 
Kanzlei Freshfields Bruckhaus Deringer LLP. Seit 2019 ist Dr. Esther Hackl General Coun-
sel und Vice President Compliance des Düsseldorfer Fintech‐Unternehmens auxmoney 
GmbH. In dieser Funktion ist sie zudem seit 2020 Mitglied des Ausschusses für Legal, Risk 
& Compliance der Digital Lending Associations e.V. Seit 2020 ist Dr. Esther Hackl Vorsit-
zende des Aufsichtsrates von Knaus Tabbert. 

Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

Keine 

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen 

Keine 

 

René Ado Oscar Bours 
selbständiger Berater 

Wohnort: Den Haag, Niederlande 
Geboren: 1957 
Nationalität: Niederländisch 

Beruflicher Werdegang, Kenntnisse, Fähigkeiten und fachliche Erfahrungen 

René Ado Oscar Bours wurde 1957 in Virginia, Südafrika, geboren. Von 1977 bis 1984 
studierte er (Steuer‐)Recht an der Universität Leiden. Nach seinem Abschluss begann 
René Bours seine berufliche Laufbahn bei Price Waterhouse in deren Niederlassungen in 



 

Den Haag und Rotterdam. Bis zu seiner Pensionierung als Steueranwalt im Jahr 2017 war 
René Bours Partner bei Deloitte Niederlande in deren Niederlassungen in Amsterdam und 
Rotterdam mit Schwerpunkt auf Fusionen und Übernahmen. Gegenwärtig bekleidet René 
Bours verschiedene Vorstandsposten bei gewinnorientierten und gemeinnützigen Organi-
sationen, unter anderem bei Cornelder Holding, einem Logistikunternehmen in Familienbe-
sitz. Darüber hinaus ist er Justiziar von Windroos. Seit 2020 ist René Bours Mitglied des 
Aufsichtsrats von Knaus Tabbert.  

Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

Keine 

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen 

Vorsitzender des Aufsichtsrats der Cornelder Holding B.V., Rotterdam, Niederlande 
 

Jana Donath 
Managing Director Finance Kontinentaleuropa der SMBC EU AG, Frankfurt am Main 

Wohnort: Frankfurt am Main 
Geboren: 1977 
Nationalität: Deutsch 

Beruflicher Werdegang, Kenntnisse, Fähigkeiten und fachliche Erfahrungen 

Jana Donath wurde 1977 in Berlin geboren. Von 1997 bis 2002 studierte sie Volkswirt-
schaftslehre an den Universitäten Dresden, Konstanz und Aberdeen, bevor sie 2003 ihr 
Postgraduiertenstudium an der University of Toronto, Kanada, mit einem Master in Volks-
wirtschaftslehre abschloss. Ihre berufliche Laufbahn begann sie bei der internationalen 
Bankengruppe ProCredit, wo sie als Chief Financial Officer (CFO) dem Managementteam 
in Ecuador angehörte. Im Jahr 2010 kehrte sie nach Deutschland zurück und übernahm 
verschiedene Positionen im Finanzmanagement auf Konzernebene. Im Jahr 2016 wurde 
sie zur ranghöchsten Finanzexpertin der ProCredit‐Gruppe und gehörte dem Management‐
Team an. Im Jahr 2013 erhielt ProCredit eine Banklizenz in Deutschland und wurde der 
Gruppenaufsicht unterstellt. Seit 2016 ist die ProCredit Holding an der Frankfurter Wertpa-
pierbörse (Prime Standard) notiert. 2018 trat Jana Donath der SMBC‐Gruppe als Finanz-
chefin für Kontinentaleuropa bei. Das Financial Stability Board (FSB) hat die Gruppe als 
globale, systemisch wichtige Bank (G‐SIB) definiert. Als Teil des leitenden Manage-
mentteams in Europa hat Jana Donath bei der Gründung des neuen europäischen Haupt-
sitzes in Frankfurt am Main, Deutschland, mitgewirkt. Seit 2020 ist Jana Donath Mitglied 



 

des Aufsichtsrats von Knaus Tabbert und Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 

Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

Keine 

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen 

Keine 

 

Klaas Meertens 
selbständiger Unternehmer 

Wohnort: Lisciano Niccone, Italien 
Geboren: 1957 
Nationalität: Niederländisch 

Beruflicher Werdegang, Kenntnisse, Fähigkeiten und fachliche Erfahrungen 

Klaas Meertens wurde 1957 in Dordrecht in den Niederlanden geboren. Von 1976 bis 1980 
studierte er Physik (B. Sc.) an der Universität Utrecht und von 1980 bis 1983 schloss er 
sein Masterstudium in Management an der Universität Delft ab. Während dieser Zeit ver-
brachte er ein Semester in einem Austauschprogramm an der Wharton Business School in 
Philadelphia, USA. 1984 gewann Klaas Meertens mit seiner Magisterarbeit den ersten Preis 
beim landesweiten NIVE‐Wettbewerb. Klaas Meertens begann seine berufliche Laufbahn 
1984 bei JPMorgan in New York und Amsterdam. Im Jahr 1986 wechselte er zu McKinsey 
& Company. Von 1992 bis 1996 war er Partner in deren Amsterdamer Büro, bevor er 1997 
wieder zu JPMorgan wechselte. Von 1998 bis 2007 war er als Managing Director in der 
Londoner Niederlassung tätig, wo er zunächst für die Bereiche Technologie, Medien und 
Telekommunikation für die EMEA‐Region zuständig war und später das Investment‐Ban-
king‐Team für die Benelux‐Länder und die Schweiz leitete. Er gehörte auch dem Manage-
mentausschuss des Investment-Banking-Coverage-Teams an. Von 2008 bis Juni 2020 war 
Klaas Meertens geschäftsführender Gesellschafter von H.T.P. Investments 1 B.V., einer 
eigentümerfinanzierten Private‐Equity‐Gesellschaft, die sich auf Investitionen in Deutsch-
land konzentriert. Klaas Meertens hielt eine 40‐prozentige Kapitalbeteiligung an H.T.P. In-
vestments 1 B.V. und 50 Prozent der Stimmrechte. Am 1. Juli 2020 wurde er Direktor von 
Catalina. Seit 2020 ist Klaas Meertens Mitglied des Aufsichtsrats von Knaus Tabbert. 

Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 



 

Keine 

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen 

Keine 

 

Willem Paulus de Pundert 
Chief Executive Officer der Knaus Tabbert AG 

Wohnort: Brasschaat, Belgien 
Geboren: 1957 
Nationalität: Belgisch 

Beruflicher Werdegang, Kenntnisse, Fähigkeiten und fachliche Erfahrungen 

Willem Paulus de Pundert wurde 1957 in Hoedekenskerke, Zeeland/Niederlande, geboren. 
Er begann seine berufliche Laufbahn 1974 als Controller bei DJ van der Have B.V. Im Jahr 
1990 wurde er in der Private‐Equity‐Branche aktiv und hat seitdem in zahlreiche Unterneh-
men in verschiedenen Sektoren investiert, hauptsächlich in ganz Europa über die private 
Unternehmensgruppe, die derzeit von Windroos B.V. mit Sitz in Amsterdam, Niederlande, 
gehalten wird. In den letzten Jahren hat die Gruppe ihr Portfolio diversifiziert und ist nun 
auch in den Bereichen (internationale) Immobilien, Kredite, börsennotierte Aktien und 
Fonds tätig. Seit 2020 ist Willem de Pundert Mitglied des Aufsichtsrats von Knaus Tabbert. 

Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

Keine 

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen 

Vorsitzender des Aufsichtsrats der Azerion Group N.V., Schiphol-Rijk, Niederlande 
Mitglied des Verwaltungsrats der Eniro Group AB, Solna, Schweden  

 

Julien Etaix 
Equity Partner & Chief Investment Officer der Novum Capital Partners SA, Genf, Schweiz 

Wohnort: Carouge, Schweiz 
Geboren: 1984 



 

Nationalität: Französisch 

Beruflicher Werdegang, Kenntnisse, Fähigkeiten und fachliche Erfahrungen 

Julien Etaix wurde 1984 in Lyon geboren. 2002 nahm er an der Ecole des Mines d'Albi in 
Paris ein Studium auf, welches er 2007 mit einem interdisziplinären ingenieurswissen-
schaftlichen Master abschloss. Im Jahr 2007 war er während seines Studiums als Supply 
Chain Manager für Airbus France and EADS Space tätig. Nach seinem Studium nahm Ju-
lien Etaix im Jahr 2007 eine Tätigkeit als Business Analyst bei Barclays Wealth in Genf auf. 
Von 2010 bis 2017 arbeitete er für JPMorgan, zunächst in Genf als Product & Platform 
Manager, später in Paris als Berater für vermögende Privatkunden. Im Jahr 2017 wechselte 
er als Partner in die Venture-Capital-Branche zu Airbus Ventures in Menlo Park, Vereinigte 
Staaten von Amerika. Im Anschluss arbeitete er ab 2019 als Investment Manager, insbe-
sondere zu Early-Stage-Investitionen in Startups, für Upfront Ventures in Paris. Von 2021 
bis 2024 leitete er als Chief Investment Officer die Vermögensverwaltung und strategische 
Ausrichtung des Meyer Louis-Dreyfus Single Family Office in Paris. Seit April 2024 ist er 
als Equity Partner & Chief Investment Officer bei Novum Capital Partners, ein verschiedene 
Privatinvestoren beratendes Family Office, tätig. 

Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

Keine 

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen 

Keine 

 

III. WEITERE ANGABEN UND HINWEISE 

1. Voraussetzungen für die Teilnahme und die Ausübung des Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung, zur Ausübung der Aktionärsrechte, insbeson-
dere des Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der 
Hauptversammlung in Textform angemeldet und der Gesellschaft ihre Berechtigung zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen 
haben. Der Anteilsbesitz muss durch einen Nachweis des Letztintermediärs in Textform in 
deutscher oder englischer Sprache nachgewiesen werden. Ein Nachweis des Anteilsbe-
sitzes durch den Letztintermediär gemäß § 67c Absatz 3 AktG reicht aus.  

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor 



 

der Hauptversammlung, also Donnerstag, 19. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), beziehen 
(Nachweisstichtag). Der Nachweis muss der Gesellschaft ebenso wie die Anmeldung für 
die Hauptversammlung in Textform unter folgender Postanschrift oder E-Mail-Adresse bis 
spätestens Freitag, 4. Juli 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

Knaus Tabbert AG 

c/o Link Market Services GmbH  
Landshuter Allee 10  
80637 München  
Deutschland 

E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme und die Ausübung der Aktionärsrechte 
nur derjenige als Aktionär, der sich fristgerecht angemeldet und die Berechtigung zur Teil-
nahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen hat 
(ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre). 

Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung, die Berechtigung zur Aus-
übung von Aktionärsrechten und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich ausschließ-
lich nach dem im Nachweis enthaltenen Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstich-
tag. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem Nachweisstichtag erwerben, können also 
nicht an der Hauptversammlung teilnehmen. Aktionäre, die ihre am Nachweisstichtag ge-
haltenen Aktien nach dem Nachweisstichtag und noch vor der Hauptversammlung veräu-
ßern, sind - bei rechtzeitiger Anmeldung und Vorlage des Nachweises des Anteilsbesitzes 
- im Verhältnis zur Gesellschaft, gleichwohl zur Teilnahme an der Hauptversammlung, zur 
Ausübung von Aktionärsrechten und zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt. Zuer-
werbe und teilweise Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben eben-
falls keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung, 
die Berechtigung zur Ausübung von Aktionärsrechten und den Umfang des Stimmrechts. 
Der Nachweisstichtag bewirkt keine Sperre für die Veräußerbarkeit der Aktien und hat 
keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung. 

2. Verfahren für die Stimmabgabe durch weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft 

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten weisungsgebunde-
nen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Auch in diesem Fall sind eine fristgemäße An-
meldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen 
erforderlich. Bitte beachten Sie, dass Vollmachten an die Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft mit Weisungen versehen sein müssen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 



 

sind verpflichtet, das Stimmrecht ausschließlich gemäß den Weisungen des Aktionärs 
auszuüben. Den Stimmrechtsvertretern steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein ei-
gener Ermessensspielraum zu. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstim-
mung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt 
wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entspre-
chende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft stehen für die Ausübung anderer Aktionärs-
rechte nicht zur Verfügung und nehmen weder im Vorfeld noch während der Hauptver-
sammlung Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen gegen Haupt-
versammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und Fragerechts oder zur Stellung 
von Anträgen entgegen. 

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können der Ge-
sellschaft spätestens bis Donnerstag, 10. Juli 2025, 24:00 Uhr (MESZ) per Post oder per 
E-Mail an die nachfolgend genannte Adresse oder E-Mail-Adresse übermittelt werden 
(maßgeblich ist der Zeitpunkt des Zugangs).  

c/o Link Market Services GmbH  
Landshuter Allee 10  
80637 München  
Deutschland 

E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

Davon unberührt bleibt die Möglichkeit, die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter auch noch vor Ort während der Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Eine 
mögliche Änderung der Weisungen oder ein möglicher Widerruf der Vollmacht ist ebenfalls 
innerhalb der vorgenannten Frist an die oben für die Anmeldung genannte Adresse oder 
E-Mail-Adresse zu übermitteln. Eine persönliche Teilnahme an der Hauptversammlung gilt 
als Widerruf einer früher erteilten Vollmacht. 

Ein Formular für die Erteilung von Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertre-
ter der Gesellschaft wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Anteilsbesitznachweis 
zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung 

zum Download zur Verfügung.  

3. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Aktionäre können sich auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär, 



 

eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl 
vertreten und ihr Stimmrecht und sonstige Rechte durch den Bevollmächtigten ausüben 
lassen. Auch in diesem Fall sind eine fristgemäße Anmeldung und der Nachweis des An-
teilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Bevollmächtigt der Akti-
onär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft gemäß § 134 Absatz 3 Satz 2 AktG eine 
oder mehrere von diesen zurückweisen. Davon unberührt bleibt die Möglichkeit, für Aktien 
der Gesellschaft, die ein Aktionär in unterschiedlichen Wertpapierdepots hält, jeweils ei-
nen eigenen Vertreter für die Hauptversammlung zu bestellen. 

Bevollmächtigte können das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre auch durch 
Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-
treter ausüben. 

Wenn weder Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater noch diesen ge-
mäß § 135 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen bevollmächtigt werden, be-
dürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft der Textform (§ 126b BGB). 

Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater o-
der eine nach § 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person mit der Stimmrechtsaus-
übung bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevoll-
mächtigende Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht 
verlangt, weil sie gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten 
daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form 
der Vollmacht abzustimmen. Die Vollmachtserklärung muss in diesem Fall zudem voll-
ständig sein und darf nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthal-
ten. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann der Gesellschaft vor der Hauptversammlung 
spätestens bis Donnerstag, 10. Juli 2025, 24:00 Uhr (MESZ), per Post oder per E-Mail an 
die nachfolgend genannte Adresse oder E-Mail-Adresse übermittelt werden (maßgeblich 
ist der Zeitpunkt des Zugangs). 

c/o Link Market Services GmbH  
Landshuter Allee 10  
80637 München  
Deutschland 

E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeit-
punkten auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber 



 

der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevoll-
mächtigung erübrigt sich in diesem Fall. 

Für den Widerruf oder die Änderung einer Vollmacht gelten die vorstehenden Ausführun-
gen zu den Übermittlungswegen und den Zeitpunkten, bis zu denen die Übermittlungs-
wege jeweils zur Verfügung stehen, entsprechend. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann auch dadurch erbracht werden, dass der Be-
vollmächtigte am Tag der Hauptversammlung die Vollmacht an der Einlasskontrolle vor-
zeigt. 

Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung ei-
ner Vollmacht das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht auch 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung 

zum Download zur Verfügung. 

4. Weitere Informationen zur Stimmrechtsausübung 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung durch-
geführt werden, so gilt die zu diesem Tagesordnungspunkt abgegebene Weisung entspre-
chend für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

5. Ergänzende Hinweise zur Abstimmung über die Beschlussgegenstände der Tages-
ordnung 

Die unter den Tagesordnungspunkten 2 bis 4 und 8 bis 11 vorgesehenen Beschlussfas-
sungen sind verbindlich. Unter den Tagesordnungspunkt 5 bis 7 haben die vorgesehenen 
Beschlussfassungen empfehlenden Charakter. Die Aktionäre können bei sämtlichen Ab-
stimmungen jeweils mit „Ja“ (Befürwortung) oder „Nein“ (Ablehnung) stimmen oder sich 
der Stimme enthalten (Stimmenthaltung). 

6. Rechte der Aktionäre 

Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Absatz 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den an-
teiligen Betrag von EUR 500.000 erreichen, können gemäß § 122 Absatz 2 AktG verlan-
gen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Je-
dem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand zu richten und muss bis Dienstag, 10. Juni 



 

2025, 24.00 Uhr (MESZ), zugehen. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden 
nicht berücksichtigt. Derartige Verlangen sind ausschließlich an folgende Adresse zu rich-
ten: 

Knaus Tabbert AG  
- Vorstand -  
Helmut-Knaus-Straße 1  
94118 Jandelsbrunn 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 
des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Ent-
scheidung des Vorstands über das Verlangen halten. § 121 Absatz 7 AktG ist für die Be-
rechnung der Frist entsprechend anzuwenden. Für den Nachweis reicht eine entspre-
chende Bestätigung des Letztintermediärs aus. 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zu-
gang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Ver-
öffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Infor-
mation in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung zu-
gänglich gemacht. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Absatz 1, 127 
AktG 

Aktionäre können Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichts-
rat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung stellen. Sie können auch Wahlvor-
schläge machen. Die Gesellschaft macht gemäß § 126 Absatz 1 AktG Gegenanträge ein-
schließlich des Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen 
Stellungnahme der Verwaltung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung zugänglich, wenn ihr die Gegenanträge 
unter der nachstehend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptver-
sammlung, also spätestens bis Donnerstag, 26. Juni 2025, 24.00 Uhr (MESZ), zugegan-
gen sind: 

Knaus Tabbert AG  
- Rechtsabteilung -   
Helmut-Knaus-Straße 1  
94118 Jandelsbrunn 

oder per E-Mail: hauptversammlung@knaustabbert.de 

http://www.knaustabbert.de/hauptversamm-
http://www.knaustabbert.de/hauptversammlung
mailto:hauptversammlung@knaustabbert.de


 

Anderweitig adressierte oder nicht fristgerecht eingegangene Gegenanträge oder Wahl-
vorschläge von Aktionären müssen für die Zugänglichmachung unberücksichtigt bleiben. 

Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann der Vor-
stand unter den in § 126 Absatz 2 AktG genannten Voraussetzungen absehen. 

Für Wahlvorschläge gelten die vorstehenden Sätze gemäß § 127 AktG sinngemäß. Der 
Vorstand braucht Wahlvorschläge von Aktionären außer in den Fällen des § 126 Absatz 2 
AktG auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn diese nicht die Angaben nach § 124 
Absatz 3 Satz 4 AktG und § 125 Absatz 1 Satz 5 AktG enthalten. 

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung auch ohne vorherige 
Übermittlung an die Gesellschaft Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungs-
punkten zu stellen oder Wahlvorschläge zu unterbreiten, bleibt unberührt. Wir weisen da-
rauf hin, dass Gegenanträge oder Wahlvorschläge, die der Gesellschaft vorab fristgerecht 
übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort 
mündlich gestellt werden. 

Auskunftsrecht 

Die Ausübung des gesetzlichen Auskunftsrechts setzt die Teilnahme an der Hauptver-
sammlung voraus. Hierfür sind die in Ziffer 1 dargestellten Voraussetzungen für die Teil-
nahme an der Hauptversammlung zu beachten. Gemäß § 131 Absatz 1 AktG ist jedem 
Aktionär und jedem Aktionärsvertreter auf ein in der Hauptversammlung mündlich gestell-
tes Verlangen vom Vorstand Auskunft zu geben über Angelegenheiten der Gesellschaft, 
die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unter-
nehmen sowie die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der 
Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht aus den in § 131 
Absatz 3 AktG genannten Gründen besteht. Die Versammlungsleiterin ist gemäß § 131 
Absatz 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit Artikel 23 Absatz 2 Sätze 3 und 4 der Satzung der 
Gesellschaft berechtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu 
beschränken. 

7. Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft 

Die Informationen nach § 124a AktG sind von der Einberufung der Hauptversammlung an 
über die Internetseite der Gesellschaft unter https://www.knaustabbert.de/hauptversamm-
lung zugänglich. Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.knaustabbert.de/hauptversammlung be-
kannt gegeben. 

http://www.knaustabbert.de/hauptver-
http://www.knaustabbert.de/hauptver-


 

8. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung 

Im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung hat die Gesellschaft insgesamt 
10.377.259 Stückaktien ausgegeben, die grundsätzlich die gleiche Anzahl an Stimmrech-
ten vermitteln. 

9. Datenschutzinformationen für Aktionäre der Gesellschaft 

Die Knaus Tabbert AG, Helmut-Knaus-Straße 1, 94118 Jandelsbrunn, Telefon: +49 
(0)8583 / 21-19, E-Mail: info@knaustabbert.de, verarbeitet als Verantwortliche personen-
bezogene Daten der Aktionäre sowie gegebenenfalls personenbezogene Daten der Akti-
onärsvertreter (z.B. Name und Vorname, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktien-
gattung, Besitzart der Aktien, Nummer der Eintrittskarte, Bevollmächtigungen/Weisungen, 
gegebenenfalls vom jeweiligen Aktionär in der Hauptversammlung gestellte Fragen oder 
gestellte Anträge). Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist für die ordnungs-
gemäße Vorbereitung und Durchführung der Hauptversammlung, für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung, die Ausübung des Rederechts, des Auskunftsrechts und des Stimm-
rechts rechtlich erforderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Absatz 1 Satz 
1 lit. c) EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i.V.m. §§ 67e, 118 ff. AktG. Darüber 
hinaus können Datenverarbeitungen, die für die Organisation der Hauptversammlung 
zweckdienlich sind oder an denen die Knaus Tabbert AG aus anderen Gründen ein be-
rechtigtes Interesse hat (zum Beispiel Datenverarbeitungen für statistische Zwecke), auf 
Grundlage berechtigter Interessen erfolgen (Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. f) DSGVO). Die 
Knaus Tabbert AG bzw. die von ihr damit beauftragten Dienstleister erhalten die perso-
nenbezogenen Daten der Aktionäre in der Regel über die Anmeldestelle von dem Institut, 
das die Aktionäre mit der Verwahrung ihrer Aktien beauftragt haben (sog. Depotbanken 
bzw. Letztintermediäre).  

Die von der Knaus Tabbert AG für die Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung 
beauftragten Dienstleister verarbeiten die personenbezogenen Daten der Aktionäre bzw. 
der Aktionärsvertreter ausschließlich nach Weisung der Knaus Tabbert AG und nur soweit 
dies für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich ist. 

Alle Mitarbeiter der Knaus Tabbert AG und die Mitarbeiter der beauftragten Dienstleister, 
die Zugriff auf personenbezogene Daten der Aktionäre bzw. Aktionärsvertreter haben 
und/oder diese verarbeiten, sind verpflichtet, diese Daten vertraulich zu behandeln. Dar-
über hinaus sind personenbezogene Daten von Aktionären bzw. Aktionärsvertretern, die 
ihr Rede-, Auskunfts- oder Stimmrecht ausüben, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
für andere Aktionäre und Aktionärsvertreter einsehbar (insbesondere das Teilnehmerver-
zeichnis, § 129 AktG). Die Gesellschaft muss Redner namentlich aufrufen, wenn diese ihre 
Redebeiträge leisten wollen; sie behält sich außerdem vor, Fragensteller im Rahmen der 
Fragenbeantwortung namentlich zu nennen. Personenbezogene Daten von Aktionären 



 

bzw. Aktionärsvertretern werden ferner bei Anträgen auf Ergänzung der Tagesordnung, 
Gegenanträgen, Wahlvorschlägen oder Widersprüchen im Rahmen der gesetzlichen Vor-
schriften unter bestimmten Voraussetzungen veröffentlicht oder anderen Aktionären und 
Aktionärsvertretern zugänglich gemacht oder zur Verfügung gestellt. 

Die Knaus Tabbert AG löscht die personenbezogenen Daten der Aktionäre und Aktionärs-
vertreter im Einklang mit den gesetzlichen Regelungen, insbesondere wenn die personen-
bezogenen Daten für die ursprünglichen Zwecke der Erhebung oder Verarbeitung nicht 
mehr notwendig sind, die Daten nicht mehr im Zusammenhang mit etwaigen Verwaltungs- 
oder Gerichtsverfahren benötigt werden und keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten 
bestehen. 

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen haben die Aktionäre und Aktionärsvertreter das 
Recht, Auskunft über ihre personenbezogenen Daten zu erhalten und die Berichtigung 
oder Löschung ihrer personenbezogenen Daten oder die Einschränkung der Verarbeitung 
sowie den Erhalt ihrer personenbezogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format (Datenübertragbarkeit) zu beantragen. Zudem steht den Akti-
onären und Aktionärsvertretern ein Beschwerderecht bei den Aufsichtsbehörden zu. Wer-
den personenbezogene Daten auf Grundlage berechtigter Interessen nach Art. 6 Absatz 1 
Satz 1 lit. f) DSGVO verarbeitet, steht den Aktionären bzw. Aktionärsvertretern unter den 
gesetzlichen Voraussetzungen auch ein Widerspruchsrecht zu. 

Für Anmerkungen und Rückfragen zu der Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
erreichen Aktionäre bzw. Aktionärsvertreter den betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
der Knaus Tabbert AG unter: 

Herr Christian Volkmer  
Betrieblicher Datenschutzbeauftragter der Knaus Tabbert AG  
c/o Projekt 29 GmbH & Co. KG  
Ostengasse 14  
93047 Regensburg  
Telefon: +49 (0)941 / 298 6930  
E-Mail: anfrage@projekt29.de 

Weitere Informationen zum Datenschutz erhalten Sie auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter https://www.knaustabbert.de/datenschutz/. 

Jandelsbrunn, im Juni 2025 

Knaus Tabbert AG 
- Der Vorstand - 
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